
 

Bürgergeld-Gesetz: Die Regelungsinhalte im SGB II traten im 

Jahr 2023 zweistufig in Kraft.  

Inkrafttreten zum 1. Januar 2023           Inkrafttreten zum 1. Juli 2023 
 

 
• Einführung des Bürgergeldes (ersetzt Arbeitslosengeld II und 

Sozialgeld) und Erhöhung sowie Änderung der Fortschreibung der 

Regelbedarfe. 

• Abschaffung des Vermittlungsvorrangs. Weiterbildung und der Erwerb 

eines Berufsabschlusses stehen beim Bürgergeld im Vordergrund.  

• Der Soziale Arbeitsmarkt wird entfristet. 

• In den ersten 12 Monaten (Karenzzeit) bleibt Vermögen von bis zu 

40.000 Euro geschützt. Für jede weitere Person der 

Bedarfsgemeinschaft erhöht sich dieser Freibetrag um jeweils 15.000 

Euro. Es genügt eine Selbstauskunft beizufügen 

• Nach der Karenzzeit gilt ein Vermögensfreibetrag von 15.000 Euro für 

jede Person der Bedarfsgemeinschaft.  

• Die Angemessenheit der Wohnung wird nach 12 Monaten (Karenzzeit) 

geprüft. Bis dahin werden die tatsächlichen Kosten der Wohnung 

übernommen. 

• Leistungsminderungen bei Pflichtverletzungen und Meldeversäumnissen 

sind von Beginn des Leistungsbezugs an möglich, das 

Sanktionsmoratorium wird zum Jahresende 2022 aufgehoben. 

• Bei einem Meldeversäumnis wird der Regelbedarf um 10 Prozent für 

einen Monat gemindert.  

• Bei der ersten Pflichtverletzung wird der Regelbedarf um 10 Prozent für 

einen Monat, bei einer zweiten Pflichtverletzung um 20 Prozent für zwei 

Monate und in der letzten Stufe um 30 Prozent für drei Monate 

gemindert.  

• Bis zu einer Bagatellgrenze von 50 Euro wird auf Rückforderungen 

verzichtet 

• Die Freibeträge für alle Erwerbstätigen werden verbessert. Bei einem 

Einkommen zwischen 520 und 1000 Euro dürfen 30 Prozent davon 

behalten werden.  

• Junge Menschen dürfen das Einkommen aus Schüler- und 

Studentenjobs und aus einer beruflichen Ausbildung genauso wie 

Bundesfreiwilligen- und FSJ-dienstleistende bis zur Minijob-Grenze 

(derzeit 520 Euro) behalten.  

• Der Kooperationsplan ersetzt schrittweise bis Ende 2023 die 

Eingliederungsvereinbarung. 

• Wenn bei der Erarbeitung des Kooperationsplans 

Meinungsverschiedenheiten auftreten, kann das neue 

Schlichtungsverfahren weiterhelfen. 

• Ganzheitliche Betreuung als neues Angebot – kann aufsuchend, 

ausbildungs- oder beschäftigungsbegleitend erfolgen.  

• Finanzielle Anreize zur Aufnahme einer Weiterbildung: 

Weiterbildungsprämie und monatliches Weiterbildungsgeld in Höhe 

von 150 Euro. 

• Für weitere Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung: monatlicher 

Bürgergeldbonus von 75 Euro 

• Das Nachholen eines Berufsabschlusses kann bei Bedarf auch 

unverkürzt gefördert werden.  

• Die Anforderungen an die Erreichbarkeit von Leistungsbeziehenden 
werden angepasst.  

 


